
Anhang 1 – Begriffserklärungen 

 

„Bruttosubventionsäquivalent“ (gem. Art 2, Nr. 22 AGVO): Höhe der Beihilfe, wenn diese 

als Zuschuss für den Empfänger gewährt worden wäre, vor Abzug von Steuern und sonstigen 

Abgaben. 

 

„Energieeffizienz“ (gem. Art. 2, Nr. 103 AGVO): eingesparte Energiemenge, die durch 

Messung und/oder Schätzung des Verbrauchs vor und nach der Umsetzung einer Maßnahme 

zur Energieeffizienzverbesserung und bei gleichzeitiger Normalisierung der den 

Energieverbrauch beeinflussenden äußeren Bedingungen ermittelt wird. 

 

„Große Unternehmen“: sind Unternehmen, die nicht unter den Begriff der kleinen und 

mittleren Unternehmen fallen. 

 

„Mitarbeiterzahlen und finanzielle Schwellenwerte zur Definition der 

Unternehmenskategorien“ (gem. Art. 2, Anhang I, AGVO): Die Kategorie der 

Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) setzt sich aus 

Unternehmen zusammen, die weniger als 250 Personen beschäftigen und die entweder einen 

Jahresumsatz von höchstens 50 Millionen Euro erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich 

auf höchstens 43 Millionen Euro beläuft. 

Innerhalb der Kategorie der KMU wird ein kleines Unternehmen als ein Unternehmen 

definiert, das weniger als 50 Personen beschäftigt und dessen Jahresumsatz beziehungsweise 

Jahresbilanz 10 Millionen Euro nicht übersteigt.  

 

„Recycling“ (gem. Art. 2, Nr. 128 AGVO): Jedes Verwertungsverfahren, durch das 

Abfallmaterialien zu Erzeugnissen, Materialien oder Stoffen entweder für den ursprünglichen 

Zweck oder für andere Zwecke aufbereitet werden. Es schließt die Aufbereitung organischer 

Materialien ein, aber nicht die energetische Verwertung und die Aufbereitung zu Materialien, 

die für die Verwendung als Brennstoff oder zur Verfüllung bestimmt sind. 

 

„Unternehmen in Schwierigkeiten“ (gem. Art. 2, Nr. 18 AGVO): Unternehmen, auf das 

mindestens einer der folgenden Umstände zutrifft: 

a) Im Fall von Gesellschaften mit beschränkter Haftung (ausgenommen KMU, die noch keine 

drei Jahre bestehen, und - in Bezug auf Risikofinanzierungsbeihilfen - KMU in den sieben 

Jahren nach ihrem ersten kommerziellen Verkauf, die nach einer Due-Diligence-Prüfung 

durch den ausgewählten Finanzintermediär für Risikofinanzierungen in Frage kommen): 

Mehr als die Hälfte des gezeichneten Stammkapitals ist infolge aufgelaufener Verluste 

verlorengegangen. Dies ist der Fall, wenn sich nach Abzug der aufgelaufenen Verluste von 

den Rücklagen (und allen sonstigen Elementen, die im Allgemeinen den Eigenmitteln des 

Unternehmens zugerechnet werden) ein negativer kumulativer Betrag ergibt, der mehr als der 

Hälfte des gezeichneten Stammkapitals entspricht. Für die Zwecke dieser Bestimmung 

bezieht sich der Begriff „Gesellschaft mit beschränkter Haftung“ insbesondere auf die in 

Anhang I der Richtlinie 2013/34/EU (1) genannten Arten von Unternehmen und der Begriff 

„Stammkapital“ umfasst gegebenenfalls alle Agios. 

b) Im Fall von Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesellschafter unbeschränkt für die 

Schulden der Gesellschaft haften (ausgenommen KMU, die noch keine drei Jahre bestehen, 

und — in Bezug auf Risikofinanzierungsbeihilfen — KMU in den sieben Jahren nach ihrem 

ersten kommerziellen Verkauf, die nach einer Due-Diligence-Prüfung durch den 

ausgewählten Finanzintermediär für Risikofinanzierungen in Frage kommen): Mehr als die 

Hälfte der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Eigenmittel ist infolge aufgelaufener 

Verluste verloren gegangen. Für die Zwecke dieser Bestimmung bezieht sich der Begriff 



„Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesellschafter unbeschränkt für die Schulden der 

Gesellschaft haften“ insbesondere auf die in Anhang II der Richtlinie 2013/34/EU genannten 

Arten von Unternehmen. 

c) Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfüllt die im 

innerstaatlichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Gläubiger. 

d) Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten und der Kredit wurde noch nicht 

zurückgezahlt oder die Garantie ist noch nicht erloschen beziehungsweise das Unternehmen 

hat eine Umstrukturierungsbeihilfe erhalten und unterliegt immer noch einem 

Umstrukturierungsplan. 

e) Im Fall eines Unternehmens, das kein KMU ist: In den letzten beiden Jahren 

1. betrug der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des Unternehmens mehr als 7,5 und 

2. das anhand des EBITDA berechnete Zinsdeckungsverhältnis des Unternehmens lag unter 

1,0. 

 

„Unionsnorm“ (gem. Art. 2, Nr. 102 AGVO):   

a) verbindliche Unionsnorm für das von einzelnen Unternehmen zu erreichende 

Umweltschutzniveau oder 

b) die in der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (1) 

festgelegte Verpflichtung, die besten verfügbaren Techniken (BVT) einzusetzen und 

sicherzustellen, dass Schadstoffemissionswerte nicht über den Werten liegen, die aus dem 

Einsatz der BVT resultieren würden; sofern in Durchführungsrechtsakten zur Richtlinie 

2010/75/EU mit den besten verfügbaren Techniken assoziierte Emissionswerte festgelegt 

wurden, gelten diese Werte für die Zwecke dieser Verordnung; wenn diese Werte als 

Bandbreiten ausgedrückt werden, ist der Grenzwert, bei dem die mit den BVT assoziierten 

Emissionswerte als erstes erreicht werden, anwendbar. 

 

„Unternehmen“ (gem. Art 1, Anhang I, AGVO): Als Unternehmen gilt jede Einheit, 

unabhängig von ihrer Rechtsform, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt. Dazu gehören 

insbesondere auch jene Einheiten, die eine handwerkliche Tätigkeit oder andere Tätigkeiten 

als Einpersonen- oder Familienbetrieb ausüben, sowie Personengesellschaften oder 

Vereinigungen, die regelmäßig einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen.  

 

„Wiederverwendung“ (gem. Art. 2, Nr. 126 AGVO): Jedes Verfahren, bei dem Erzeugnisse 

oder Bestandteile, die keine Abfälle sind, wieder für denselben Zweck verwendet werden, für 

den sie ursprünglich bestimmt waren. 

 


